
  

Satzung der Stadt Kehl 
vom 23.06.2010 

 
 
Aufgrund des § 142 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über städtebauliche Sanierungs-
maßnahmen (Baugesetzbuch - BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) und des § 4 der Gemeindeordnung des Landes Baden-
Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2000 (GBl. S. 581, 
ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.02.2006 (GBl. S. 20)  hat der 
Gemeinderat der Stadt Kehl in seiner Sitzung am 23.06.2010 folgende 
 
 

Satzung 
über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiete s „Innenstadt-Ost“ 

 
 
beschlossen: 
 

§ 1 
Festlegung des Sanierungsgebietes 

 
Im nachfolgend näher beschriebenen Gebiet liegen städtebauliche Missstände im 
Sinne von § 136 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauGB vor. Dieser Bereich soll durch städtebau-
liche Sanierungsmaßnahmen wesentlich verbessert oder umgestaltet werden. Das 
insgesamt 10,94 ha umfassende Gebiet wird hiermit förmlich als Sanierungsgebiet 
festgelegt und erhält die Bezeichnung „Innenstadt-Ost“. 
Das Sanierungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb der 
im Lageplan der Stadt Kehl vom 18.05.2010 abgegrenzten Fläche. Dieser Lageplan 
ist Bestandteil dieser Satzung und ist als Anlage beigefügt. 
 
 

§ 2 
Verfahren 

 
Die Sanierung wird im vereinfachten Verfahren gem. § 142 Abs. 4 BauGB durchge-
führt. Die Anwendung der §§ 152 bis 156 BauGB wird ausgeschlossen.  
 
 

§ 3 
Genehmigungspflichten 

 
Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben, Teilun-
gen und Rechtsvorgänge finden keine Anwendung.  
 

 
§ 4 

Fristen 
 

Die Sanierungsmaßnahmen sollen innerhalb von sieben Jahren durchgeführt wer-
den. 
 



  

 
§ 5 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung wird gem. § 143 Abs. 1 Satz 4 BauGB mit ihrer Bekanntmachung 
rechtsverbindlich.  
 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg  (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustande-
kommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegen-
über der Stadt geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffent-
lichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind. 
 
 
 
 
Kehl, den 28. Juni 2010 
 
 
 
 
       Dr. Petry, Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 


